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Stellungnahme des Regierungsrates 

  

1. Vorstosstext 

Der Regierungsrat wird beauftragt, zu Handen des Kantonsrates Botschaft und Entwurf für eine 
Standesinitiative mit den folgenden Forderungen vorzulegen: 
1. Die Atomkraft Mühleberg ist schnellstmöglich abzuschalten. 
2. Die Schweiz verzichtet auf den Bau neuer Atomkraftwerke und verabschiedet ein AKW- 
Ausstiegsgesetz. 

2. Begründung 

Die Atom-Katastrophe in Japan darf nicht ohne Auswirkungen auf die Schweizer Energiepolitik 
bleiben. Seit Jahrzehnten weisen Anti-AKW-Organisationen stets und immer wieder auf die Ge-
fährlichkeit und die Unberechenbarkeit atomarer Anlagen hin. Eine kontrollierte Nutzung der 
Atomenergie ohne Risiko für Mensch und Umwelt gibt es nicht, und es steht mehr denn je fest, 
dass das Sicherste an der Atomenergie deren Restrisiko ist. Unsere schweizerischen Atomkraft-
werke sind weder erdbebensicher, noch weisen sie einen höheren Sicherheitsstandard auf als 
die japanischen Atomkraftwerke. Das Atomkraftwerk Mühleberg kann in mehrfacher Hinsicht 
mit den Meilern in Japan verglichen werden und ist daher schnellstmöglich abzuschalten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Noch immer ist nicht restlos geklärt, was genau nach dem Erdbeben und dem Tsunami in Japan 
zum schweren Unfall im Atomkraftwerk Fukushima geführt hat. Die Reaktionen auf das 
Unglück sind unterschiedlich: Während in einigen Ländern der sofortige Ausstieg aus der 
Kernenergie und der schnelle Ausbau der erneuerbaren Energien gefordert wird, halten andere 
Länder an der Kernenergie fest.  

Als Sofortreaktion auf die Ereignisse in Japan hatte die Vorsteherin des Eidg. Departement für 
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) am 14. März 2011 die drei hängigen 
Rahmenbewilligungsgesuche für den Ersatz der Kernkraftwerke in der Schweiz sistiert. Die Sis-
tierung gilt, bis die Ursachen des Unfalls in Japan analysiert, die Sicherheitsstandards der 
schweizerischen Kernkraftwerke überprüft und allenfalls an neue Erkenntnisse angepasst sind. 
Das Eidgenössische Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI) hatte als Reaktion auf den Reaktorun-
fall in Japan bis Ende März 2012 eine Sicherheitsüberprüfung aller Schweizer Kernkraftwerke 
und mittels Verfügung eine Reihe von Sofortmassnahmen verlangt.  
 
Zwölf Tage nach dem verheerenden Erdbeben hat der Bundesrat ein Aussprachepapier des 
UVEK über die Auswirkungen des nuklearen Unfalls in der Kernanlage Fukushima auf die 
schweizerische Energiepolitik diskutiert und das UVEK beauftragt, die „Energieperspektiven 
2035“ aus dem Jahr  2007 anhand  von drei Stromangebotsvarianten zu aktualisieren.  
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Stromangebotsvariante 1: Weiterführung der bisherigen Stromproduktion mit allfälligem vor-
zeitigem Ersatz der ältesten der KKW im Sinne der grösstmöglichen Sicherheit.  

Stromangebotsvariante 2: Kein Ersatz der bestehenden Kernkraftwerke am Ende ihrer sicher-
heitstechnischen Betriebsdauer.  

Stromangebotsvariante 3: Vorzeitiger Ausstieg aus der Kernenergie, bestehende Kernkraftwer-
ke werden vor Ende ihrer sicherheitstechnischen Betriebsdauer abgestellt.  

Gestützt auf die aktualisierten Energieperspektiven setzt der Bundesrat auf einen schrittweisen 
Ausstieg aus der Kernenergie - also auf die Stromangebotsvariante 2. Der zugehörige Aktions-
plan Energiestrategie 2050 orientiert sich an den Vorgaben des Bundesrates für eine künftige 
Energiepolitik und beinhaltet ein Paket von 50 möglichen Umsetzungsmassnahmen. 

Der Bundesrat hat mit seinem Entscheid vom 25. Mai 2011 eine Weichenstellung in der Energie-
politik vorgenommen. Der klare Entscheid gibt Politik, Wirtschaft und der Bevölkerung die Mög-
lichkeit, sich ohne erheblichen Zeitdruck auf die neue Situation einzustellen. Der Bundesrat hat 
bereits in der Stossrichtung des vorliegenden Auftrages entschieden. Die Einreichung einer 
Standesinitiative wie von der SP gefordert, erübrigt sich somit. 

4. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 
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